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— allgemeine Rechtspflichten der Betriebe des Einzel­
handels bei der Versorgung der Bürger mit Konsum­
gütern;

— Rechtsbeziehungen bei der Vorbereitung und dem 
Abschluß von Kaufverträgen;

— Rechtsbeziehungen bei der Erfüllung von Kaufver­
trägen sowie bei Pflichtverletzungen aus Verträgen.

Diese drei Gruppen von Rechtsbeziehungen sollen im 
folgenden näher untersucht werden.

Allgemeine Rechtspflichten der Betriebe
des Einzelhandels bei der Versorgung der Bürger
mit Konsumgütern

Die allgemeinen Rechtspflichten der Betriebe des Ein­
zelhandels bei der Versorgung der Bürger mit Konsum­
gütern ergeben sich unmittelbar aus dem ZGB und aus 
anderen Rechtsvorschriften, ohne daß bereits Vertrags­
beziehungen mit bestimmten Bürgern bestehen. Diese 
Rechtspflichten haben ihre allgemeine Grundlage in 
den Bestimmtyigen über die Stellung der Betriebe im 
Zivilrecht (§§ 10 bis 12 ZGB). Hier wird festgelegt, daß 
die inhaltliche Qualität der Rechte und Pflichten der 
Betriebe in den zivilrechtlichen Beziehungen von der 
Verantwortung geprägt wird, die den Betrieben staat­
lich durch den Plan oder andere Leitungsentscheidungen 
für die Versorgung der Bevölkerung sowie für die Nut­
zung, Mehrung und den Schutz des sozialistischen Eigen­
tums übertragen wurde. Der den Betrieben staatlich er­
teilte Versorgungsauftrag wird damit zum Maßstab für 
die Gestaltung ihrer zivilrechtlichen Beziehungen zu 
den Bürgern.
Damit wird die gesellschaftliche Verantwortung der 
Betriebe für die Versorgung der Bevölkerung zum Aus­
gangspunkt der .Regelung der Partnerschaftsverhältnisse 
genommen und nicht eine dem individuellen Ermessen 
unterliegende vertragliche Abrede. In Verbindung mit 
der Bestimmung über die Stellung der Bürger im Zivil- 
recht (§§ 6 bis 9 ZGB) wird zwischen der Rechtsstellung 
des Betriebes und der des Bürgers differenziert, was 
für die Gestaltung konkreter Zivilrechtsverhältnisse — 
insbesondere auf der Grundlage von Verträgen — von 
erheblicher praktischer Bedeutung ist.
Die im ZGB oder in anderen Rechtsvorschriften näher 
ausgestalteten allgemeinen Versorgungspflichten der 
Betriebe werden somit gegenüber dem einzelnen Bür­
ger unmittelbar zivilrechtlich relevant und verbleiben 
nicht mehr — wie es traditionellen Auffassungen ent­
spricht — ausschließlich im verwaltungs- bzw. wirt­
schaftsrechtlichen Bereich.
Das sozialistische Zivilrecht schafft sich dadurch we­
sentliche Grundlagen, um alsNspezifisches staatliches 
Leitungsinstrument aktiv das gesellschaftlich erstre­
benswerte Verhalten vdn Betrieben und Bürgern in 
ihren Versorgungsbeziehungen herausbilden zu helfen. 
Es distanziert sich damit zugleich davon, vor allem ein 
Recht zur Lösung von Konflikten zu sein.
Wenn auch gesellschaftliche Versorgungspflichten der 
Betriebe in den zivilrechtlichen Bereich transponiert 
wurden, so hat dies doch nicht zur Folge, daß vor allem 
die Bürger sich um ihre Durchsetzung bemühen müssen. 
Verantwortlich hierfür bleiben die staatlichen Organe, 
die für die Leitung und Planung der Tätigkeit der be­
treffenden Betriebe zuständig sind (§5 ZGB). Indem 
das ZGB im Rahmen der Mitwirkung der Bürger 
(§ 9 ZGB) und im Zusammenhang mit dem Rechtsschutz 
(§ 16 ZGB) den Bürgern die Hilfe und Unterstützung 
dieser staatlichen Organe zusichert und diese verpflich­
tet, dafür Sorge zu tragen, daß die Betriebe ihre Ver­
sorgungspflichten gegenüber den Bürgern verantwor­
tungsbewußt wahrnehmen, wird diesen Organen eine

spezifische Verantwortung für die Durchsetzung des so­
zialistischen Zivilrechts übertragen.

Planmäßige Warenbereitstellung
In § 10 Abs. 2 ZGB wird die vor allem für das Kauf­
recht bedeutsame Pflicht aller an der Versorgung der 
Bevölkerung mit Konsumgütern beteiligten Betriebe 
statuiert, im Rahmen ihrer staatlichen Aufgaben solche 
Waren bereitzustellen und Leistungen zu erbringen, die 
eine planmäßige Versorgung der Bevölkerung gewähr­
leisten. Diese Verpflichtung wird für die Handelsbe­
triebe, insbesondere dfe des Einzelhandels, in den §§ 133 
Abs. 1, 134 Abs. 2 und 4 und 138 Abs. 1 ZGB dadurch 
näher präzisiert, daß die Betriebe
— das für sie vorgesehene Warensortiment zu führen,
— Bürgern über ihr Sortiment auf Verlangen Auskunft 

zu geben und sie über Möglichkeiten des Kaufs einer 
gewünschten Ware zu informieren und

— die in den Verkaufseinrichtungen vorhandenen Wa­
ren in das Angebot aufzunehmen und für die Bür­
ger sichtbar auszustellen haben.

In Verbindung mit der AO über die Aufgaben, Rechte 
und Pflichten der Leiter von Verkaufseinrichtungen des 
sozialistischen Einzelhandels wird diese Pflicht zur 
planmäßigen Warenbereitstellung, die im ZGB für die 
Einzelhandelsbetriebe begründet wurde, ausdrücklich 
für die einzelnen Verkaufseinrichtungen dieser Betriebe 
l'estgelegt.

Gewährleistung der Preisauszeichnung, des Preisnach­
weises und der Etikettierung '
Eng mit der Pflicht zur planmäßigen Warenbereitstel­
lung, insbesondere zum sichtbaren Ausstellen der Ware, 
ist die Verpflichtung verbunden, für jede in der Ver­
kaufseinrichtung vorhandene Ware den gesetzlichen 
Einzelhandelsverkaufspreis anzugeben (§ 138 Abs. 2 
ZGB, PreisAO Nr. 2025). Jeder Kunde ist berechtigt, 
sich die Richtigkeit des geforderten Preises nachweisen 
zu lassen; er darf hierzu die Preisnachweisunterlagen 
einsehen (§20 der PreisAO Nr. 2025). Eine ordnungsge­
mäße Preisauszeichnung und der Nachweis der Richtig­
keit der berechneten Preise tragen wesentlich zur Festi­
gung der Preisdisziplin bei. Darüber hinaus geht es 
auch darum, die Einhaltung der planmäßig festgelegten 
Preisgruppenanteile bei der Warenbereitstellung zu 
sichern.
In diesem Zusammenhang ist auch auf die Pflicht der 
Handelsbetriebe hinzuweisen, nur solche Erzeugnisse 
anzubieten oder zu verkaufen, die ordnungsgemäß eti­
kettiert sind (§ 6 der AO über die Pflicht zur Etikettie­
rung von Konsumgütern). Von besonderer Bedeutung 
für den Kunden ist es hierbei, daß nach Möglichkeit die 
Originaletiketten erhalten bleiben und diese vollstän­
dig ausgefüllt sind, also vor allem auch über die Ma­
terialzusammensetzung, die Güte bzw. Wahl, den Pro­
duktionszeitraum bzw. das Verfalldatum sowie den 
Einzelhandelsverkaufspreis Auskunft geben.
Wird eine neue, aber wertgeminderte Ware im Preis 
herabgesetzt, dann sind der alte Einzelhandelsverkaufs­
preis und der herabgesetzte Preis anzugeben. Außer­
dem sind die Mängel, die zur Preisherabsetzung führ­
ten, zu vermerken (§ 159 Abs. 1 ZGB i. V. m. § 3 Abs. 6 
PreisAO Nr. 2025). Diese Festlegung dient der Sicher­
heit sowohl des Kunden als auch des Einzelhandelsbe­
triebes. Der Kunde wird wahrheitsgemäß über die 
Gründe der Preisherabsetzung informiert und kann da­
nach seine Entscheidung über den Kauf treffen. Da in 
einem solchen Fall kein Garantieanspruch wegen der 
Mängel besteht, für die der Preis herabgesetzt wurde 
(§ 159 Abs. 1 ZGB), können bei ordnungsgemäßer Eti­
kettierung unbegründete Reklamationen vermieden 
werden.
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